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Liebe Mitglieder,
sehr geehrte Damen und Herren,

dieser Newsletter erscheint, nachdem sich die neue Bundesregierung aus SPD, 
Grünen und FDP gebildet hat. Klar ist: Die Ampel-Koalition bedeutet für die 
Befürworter der A20: Sie müssen sich für die Küstenautobahn noch stärker ins Zeug 
legen. Und der politische Gegenwind wird zunehmen. 
Die angekündigte Neupriorisierung der Verkehrsinfrastruktur stellt nahezu alle 
geplanten Projekte pauschal in Frage. Die Bundes- und Landesbehörden müssen nun 
prüfen, ob sich die weitere Planung des jeweiligen Einzelprojektes lohnt. 
Das hat mit Planungsbeschleunigung, die die neue Bundesregierung auf ihre Fahnen 
geschrieben hat, wenig zu tun.

Kai Seefried, Vorsitzender des Parlamentarischen Beirates unseres Fördervereins, 
kann trotzdem aus dem Koalitionsvertrag einige positive Aspekte herauslesen (siehe 
den Beitrag Parlamentarischer Beirat zum Koalitionsvertrag: 
„A20 im Ampel-Bewusstsein verankern“ in diesem Newsletter). Die Personalie des 
Bundesverkehrsministers Volker Wissing (FDP, von 2016 bis Mai 2021 Minister für 
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau sowie stellvertetender 
Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz) lässt ebenfalls ein wenig hoffen. Aber
auch Kai Seefried appelliert an uns alle: „Wir müssen alle Wege nutzen, um die A20 
im Bewusstsein der Ampel-Koalition zu verankern."

Es gilt nach dem Regierungswechsel erst recht: Bitte überzeugen Sie Menschen aus 
Ihrem persönlichen und beruflichen Umfeld von einer Mitgliedschaft in unserem 
Verein.  (Unternehmen, Vereine und Institutionen können ebenfalls Mitglied werden!)

Der Vorstand wünscht Ihnen eine informative Lektüre dieses Newsletters. Außerdem  
wünschen wir Ihnen besinnliche Weihnachtsfeiertage und einen guten Start in ein 
gesundes, erfolgreiches, glückliches neues Jahr!      
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Die nächste Newsletter-Ausgabe soll im März 2022 erscheinen. 
Über Anregungen und Kritik freuen wir uns.

Der Vorstand 

Der Vorstand
Michael Blach, Vorsitzender
Michael Appelhans, stellvertretender Vorsitzender
Dr. Ralf Meyer, Schatzmeister
Kai-Uwe Bielefeld, Beisitzer
Henning Wessels, Beisitzer
Kai Seefried, Vorsitzender des Parlamentarischen Beirates
Olaf Orb, Geschäftsstellenleiter                                                                                              

Parlamentarischer Beirat zum Koalitionsvertrag: 
„A20 im Ampel-Bewusstsein verankern“

Kai Seefried, Vorsitzender des Parlamentarischen Beirates
des Fördervereins Pro A20 e.V., zieht aus dem
Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung einen klaren
Auftrag für die Befürworter der Küstenautobahn: „Wir
müssen alle Wege nutzen, um die A20 im Bewusstsein der
Ampel-Koalition zu verankern."

Für positiv am Koalitionsvertrag hält Seefried, dass
Mobilität als zentraler Baustein der Daseinsvorsorge und
für die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts- und
Logistikstandortes Deutschland anerkannt werde. Ebenso begrüßenswert findet der 
Beiratsvorsitzende den von den Koalitionären angekündigten „Dialogprozess". 
Dieser soll laut Vertrag ausdrücklich auch die Wirtschaft einschließen. 
Allerdings dürfe das auf keinen Fall zu einem „jahrelangen Verzögern" des 
Küstenautobahn-Baus führen, so Seefried. 

Dass das Verkehrsressort künftig von dem FDP-Politiker Volker Wissing geführt wird
und nicht an die Grünen fällt, wird vom Parlamentarischen Beirat begrüßt. 
Kai Seefried verweist in diesem Zusammenhang auf das große Engagement der FDP 
in Niedersachsen und in Schleswig-Holstein für das Küstenautobahn-Projekt. In 
Schleswig-Holstein sei der Liberale Dr. Bernd Buchholz als Wirtschafts- und 
Verkehrsminister einer der „Motoren" der A20, die sich sogar im Koalitionsvertrag 
von CDU, FDP und Grünen im nördlichsten Bundesland finde.  
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Sitzung des Parlamentarischen Beirates:
Zahlreiche Vorteile der A20 gebündelt

Der Parlamentarische Beirat des Fördervereins Pro A20 e.V. hat auf seiner jüngsten 
Sitzung im Oktober die zahlreichen Vorteile der Küstenautobahn zusammengestellt. 
Auf der nächsten Sitzung soll ein Nachfolger des bisherigen Vorsitzenden Kai 
Seefried gewählt werden. Der ist seit Anfang November Stader Landrat.

Chancen für den Klima- und Umweltschutz

In einer Erklärung zum Abschluss der Oktober-Sitzung heißt es: „Die A20 ist der 
letzte und wirklich wichtige Lückenschluss im deutschen Autobahnnetz. Über die 
A20 können alle wichtigen Seehäfen, von den Niederlanden über Deutschland bis hin
nach Osteuropa miteinander verbunden werden. Sie ist auch in Anbetracht des immer 
weiter anwachsenden Welthandels eine unverzichtbare Investition in die Infrastruktur 
unserer Zukunft.“ Gerade die norddeutschen Küstenländer – Niedersachsen, Bremen, 
Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern – würden von dieser wichtigen 
Hauptverkehrslinie profitieren.

Darüber hinaus bietet die A20 nach Auffassung des Parlamentarischen Beirates 
Chancen für den Klima- und Umweltschutz. Diese Einschätzung begründen die 
Parlamentarier mit der deutlich kürzeren Gesamtstrecke, die Straßentransporte 
zwischen den Häfen zurücklegen müssten. Das entlaste nicht nur die Anwohnerinnen 
und Anwohner der ohnehin schon stark belasteten etablierten Strecken wie der A1; 
außerdem sei mit weniger Emissionen von Kohlendioxid und Feinstaub zu rechnen. 

Der Parlamentarische Beirat formuliert in seiner Erklärung: „Gleichzeitig würden die 
Schiffs- und Schienentransporte durch die Anbindung an das Straßennetz profitieren. 
Denn sie begünstigen sich gegenseitig. Lastwagen, die zukünftig auch mit 
Elektrizität, synthetischen Kraftstoffen oder Wasserstoff fahren könnten, sind dabei 
jedoch insbesondere auf den kurzen Strecken schneller und flexibler als der 
Schienenverkehr. Dies macht sie in modernen Fertigungsprozessen („Just in Time“) 
häufig unersetzbar.“

„Wirtschaftsmotor für die gesamte norddeutsche Wirtschaft“

Die Küstenautobahn ist in den Augen der Beiratsmitglieder ein „Wirtschaftsmotor für
die gesamte norddeutsche Wirtschaft“. Etablierte wie neue und hoch innovative 
Unternehmen investierten dort, wo eine gute Verkehrsanbindung sichergestellt sei. 
Nur durch die Anbindung an ein effizientes und intelligent vernetztes Straßensystem 
könnten Waren termingerecht produziert und in die ganze Welt geliefert werden. 
Der Parlamentarische Beirat des Fördervereins Pro A20 e.V. stellt fest: „Mehr als 60 
Prozent der in Deutschland produzierten Exportgüter werden über die Seehäfen 
umgeschlagen; bis 2030 werden es 68 Prozent sein. 
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Gleichzeitig nimmt die Bedeutung von Importwaren weiter zu. Dafür spricht auch die
Seeverkehrsprognose des Bundes, wonach die Verkehre von und zu den deutschen 
Seehäfen bis 2030 um 52 Prozent zunehmen werden. Deutsche Unternehmen werden 
demnach bis 2030 rund 863 Milliarden Euro über die Seehäfen umschlagen.“ 
Bezogen auf das Jahr 2010 bedeute das ein Plus von 140 Prozent. 

Von einer besseren Verkehrsinfrastruktur profitieren aus Sicht des Parlamentarischen 
Beirates neben den Unternehmen, die dringend auf qualifizierte Fachkräfte 
angewiesen seien, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Sie hätten kürzere und 
bequemere Wege zur Arbeit. „Aber auch für Zukunftstechnologien, etwa am 
Wasserstofftechnologiestandort Stade sowie der Luftfahrt- und Chemieindustrie, ist 
der Bau der A20 eine Schlüsselinvestition in den norddeutschen Wirtschaftsraum.“
Ferner spricht der Parlamentarische Beirat das Tourismus-Thema an. Grund: „Die 
Küstenautobahn verbindet die küstennahen Urlaubsregionen miteinander und schafft 
eine enge Ankopplung an das bevölkerungsreiche Ruhrgebiet. Daraus entstehen im 
Tourismussektor vielfältige Chancen, die aus Sicht der Beiratsmitglieder genutzt 
werden müssen.“

Breites Bündnis für A20: Moratorium darf´s nicht geben
* Förderverein Pro A20 e.V. ist dabei * 

Ein solches breites Bündnis für den weiteren Ausbau der Straßeninfrastruktur in 
Norddeutschland und nicht zuletzt den Bau der A20 gab es bisher selten: Gleich 20 
Vereine, Verbände und Institutionen haben am 27. Oktober einen gemeinsamen 
Appell veröffentlicht.                                                                                                    4



Er trägt die Unterschriften von: 
Handelskammer Hamburg; IHK Schleswig-Holstein; IHK Lüneburg-Wolfsburg; IHK
Stade für den Elbe-Weser-Raum; IHK Braunschweig; IHK für Ostfriesland und 
Papenburg; Oldenburgische Industrie- und Handelskammer; Handwerkskammer 
Hamburg; Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade; Bauindustrieverband 
Hamburg-Schleswig-Holstein e.V.; Bauindustrieverband Niedersachsen-Bremen e.V.; 
ADAC Hansa e.V.; Logistik-Initiative Hamburg Management GmbH; Logistik-
Initiative Schleswig-Holstein e.V.; Gesamtverband Verkehrsgewerbe Niedersachsen 
e.V.; Verband Straßengüterverkehr und Logistik Hamburg e.V. Verein Hamburger 
Spediteure e.V.; Unternehmensverband Hafen Hamburg e.V.; Förderverein Pro A20 
e.V.; Pro A21-Initiative. 

„Investitionen in Straßenbau und Klimaschutz kein Widerspruch"

Der Aufruf richtet sich auch an die Adresse der neuen Bundesregierung. Diese müsse 
die im Bundesverkehrswegeplan verankerten Straßenbauprojekte (darunter den 
Neubau der Autobahnen A20, A21, A26 und A39 sowie die geplanten 
Ausbaumaßnahmen der A1 und A7) zügig voranbringen und realisieren. Ein 
Moratorium inklusive einer Neubewertung von bereits beschlossenen 
Straßenbauprojekten dürfe es nicht geben, heißt es. 

Die besagten Straßenbauprojekte würden „dringend notwendige 
Kapazitätserweiterungen und Bypasse“ schaffen. Schwerlastverkehre würden auf 
diese Weise auf den Autobahnen gebündelt. Das erhöhe Verkehrssicherheit und 
Lebensqualität entlang der (inner-)städtischen Hauptverkehrsstraßen. Zugleich 
würden die Hinterlandanbindungen der norddeutschen Seehäfen und damit 
verschiedenste Lieferketten gestärkt.

„Mit einem optimierten Anschluss an das bundesdeutsche Fernstraßennetz“, so die 
Argumentation, „verbessert sich die Erreichbarkeit von strukturschwächeren 
Regionen, so dass Norddeutschland ganzheitlich gestärkt und Verknüpfungen mit 
weiteren Metropolregionen verbessert werden können. Leistungsfähige Verkehrswege
können zudem einen Beitrag leisten, um den Siedlungsdruck in urbanen Räumen 
abzuschwächen und den ländlichen Raum attraktiver zu gestalten.“

Der Aufruf geht ebenfalls auf das Thema des Klimaschutzes ein. Er stellt fest: 
„Investitionen in den Straßenbau stehen keinesfalls im Widerspruch zu den 
ehrgeizigen Klimazielen, die auch von Seiten der Wirtschaft eindeutig artikuliert und 
unterstützt werden.“ Eine moderne und innovative Verkehrsinfrastruktur könne 
vielmehr dazu beitragen, dass Staus und unnötige Emissionen minimiert würden. 
Ferner sei eine bedarfsgerecht ausgebaute Verkehrs- und Versorgungsinfrastruktur die
Voraussetzung für einen breiten Einsatz von Elektromobilität und weiteren 
nachhaltigen Antriebssystemen im Straßenverkehr.  
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Online-Veranstaltung zur A20:
Ökologie und Ökonomie im Einklang

Die Online-Veranstaltungsreihe der Initiative „Mehr als eine Autobahn" wurde 
fortgesetzt. Beim zweiten Durchlauf ging es darum, wie sich ökologische und 
ökonomische Belange vereinbaren lassen. 
Die Veranstaltungsreihe wird von der IHK Schleswig-Holstein und der IHK Stade für
den Elbe-Weser-Raum getragen. Der Förderverein Pro A20 e.V. unterstützt das 
Format.

Bernd Rothe, Bereichsleiter der die A20 in Schleswig-Holstein planenden DEGES, 
stellte die Entlastungsfunktion der A20 heraus: „Der Elbtunnel und die Elbbrücken in
Hamburg werden um rund 23.500 Fahrzeuge pro Tag entlastet, die stark belastete 
Ortsdurchfahrt Bad Segeberg ebenfalls um rund 13.000 bis 14.000 Fahrzeuge." 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf 2.000 Hektar

Beim Bau der Autobahn werde ein nachhaltiges Umweltmanagement angewandt, so 
Rothe. Insgesamt werde es in Schleswig-Holstein Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
auf einer Fläche von 2.000 Hektar geben. Das ist knapp zehnmal so viel wie an 
Fläche versiegelt wird (240 Hektar) und knapp dreimal so viel wie Flächen für den 
Bau in Anspruch genommen werden (800 Hektar). 

Maren Quast, Leiterin der Außenstelle Stade der Autobahn GmbH, präsentierte die 
Planungen in den vier elbnahen Abschnitten in Niedersachsen. Sie sagte: „Damit die 
Tragfähigkeit des anstehenden Baugrundes erhöht wird, nutzen wir das 
Überschuttverfahren. Das bedeutet, dass wir zum Beispiel Torfböden als natürliche 
CO2-Speicher vor Ort belassen und überbauen." Im Rahmen der Baustelle der A26 
nördlich von Neu Wulmstorf könne man dieses Verfahren bereits beobachten. Dort 
sei ein Vorbelastungsdamm aus Sand entlang der Strecke aufgebracht worden, um die
Setzungen des Baugrundes vor dem Bau der Straße vorwegzunehmen. Ein weiteres 
Beispiel für nachhaltiges Vorgehen beim Autobahnbau sind laut Maren Quast 
Lärmschutzwände, die zum Großteil aus Holz bestehen.  

„Naturschutzverbände verhindern Planungen nicht“

Weil Unternehmen und die Interessenvertretungen der Wirtschaft immer wieder die 
im internationalen Vergleich langwierigen Planungsverfahren in Deutschland 
bemängeln müssen, nahm sich Stig Romer Winther dieses Themas an. Er ist 
Geschäftsführer der Femern Belt Development und beschrieb das dänische Verfahren 
beim Bau von Infrastruktur (siehe auch den Newsletter-Text IHK-Nord zum 
Planungsrecht: „Dänemark zeigt wie es geht“). Vom ersten politischen Beschluss bis
zum Baurecht dauere es bei Autobahnen lediglich bis zu drei Jahre. 
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Winther erklärte: „Das Baurecht wird vom Parlament, dem Folketing beschlossen. Es
hat Vorrang vor allen anderen Rechtsvorschriften.“ Die einzelnen Schritte 
beinhalteten aber jeweils öffentliche Konsultationsprozesse, so dass entstehende 
Konflikte möglichst umgehend ausgeräumt würden. Stig Romer Winther sagte: 
„Dänemark ist eine Vertrauensgesellschaft. Alle sind an der besten Lösung für die 
Umwelt und die Gesellschaft interessiert.“ 
Diesen dänischen Pragmatismus vermisste Thomas Jensen, Geschäftsführer der 
Dolleruper Bürgerwindpark GmbH & Co. KG und Vizepräsident der IHK Flensburg, 
in seinem Diskussionsbeitrag. 

Ingo Ludwichowski, Geschäftsführer des NABU Schleswig-Holstein, argumentierte 
hingegen: „Klagen ließen sich vermeiden, wenn Umweltverbände von Beginn an 
eingebunden würden.“ Die Naturschutzverbände verhinderten Planungen nicht, 
sondern wiesen auf Fehlplanungen hin. Die dauerhafte Einbindung der Öffentlichkeit 
und der Naturschutzverbände müsse in Deutschland besser werden, so 
Ludwichowski.      

IHK Nord zum Planungsrecht:
„Dänemark zeigt wie es geht“

„Beim Umsetzen von Infrastrukturprojekten in Deutschland krankt es noch immer an 
zu umfangreichen und komplexen Planverfahren." Das kritisiert Professor Norbert 
Aust, Vorsitzender der IHK Nord. 
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Die IHK Nord ist der Zusammenschluss zwölf norddeutscher Industrie- und 
Handelskammern aus Niedersachsen, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein. 

„Vom Beginn der Planungen eines Vorhabens bis zum Planfestststellungsbeschluss 
vergehen oft vier bis sechs Jahre", beklagt Aust. Gleichzeitig führten die vielen 
Klagemöglichkeiten gegen die Planfeststellungsbeschlüsse zu weiteren 
Verzögerungen. 

Die IHK Nord fordert: Die Verfahrensstufen im Planungsverfahren sollten auf ein 
integriertes Verfahren reduziert werden. Und die Öffentlichkeitsbeteiligung müsse 
einfacher, transparenter und digitaler verlaufen. 
Ein vereinfachtes Umweltrecht mit mehr Rechtssicherheit sei essenziell. Professor 
Aust: „Dänemark zeigt wie es geht. Dort werden die Bauprojekte durch Gesetz vom 
Parlament beschlossen und von Anfang an alle Gruppen beteiligt."   

UV-Nord-Präsident Dr. Murmann:
A20 soll Norddeutschland voranbringen

„Wir müssen endlich in der weiteren Planung und im Bau der A20 vorankommen." 
Das war eine der Aussagen von Dr. Philipp Murmann, Präsident der UV-Nord – 
Vereinigung der Unternehmensverbände in Hamburg und Schleswig-Holstein, in 
seiner Begrüßungsrede anlässlich der Jahresveranstaltung „Konjunkturperspektiven 
2022". Diese wurde neben der UV Nord vom Industrieverband Hamburg (IVH) und 
der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbank in Hamburg ausgerichtet. 
Dr. Murmann ordnete die Küstenautobahn zusammen mit anderen wichtigen 
Infrastrukturmaßnahmen bei den Projekten ein, die „Norddeutschland zügig 
voranbringen" werden. Insbesondere müsse ein neues Planungsrecht auf den Weg 
gebracht werden, das Investitionen beschleunige.

Wirtschaftsjunioren und UVUW
Notwendigkeit der A20 betont

Die Wirtschaftsjunioren und der Unternehmensverband Unterelbe-Westküste 
(UVUW) haben im November in einer gemeinsamen Erklärung die Relevanz des 
Weiterbaus der A20 unterstrichen. 
UVUW-Geschäftsführer Ken Blöcker formuliert: „Wir wollen allen unseren Kindern 
und Kindeskindern nicht nur einen gesunden Planeten hinterlassen, sondern natürlich 
auch das Recht allen Generationen einräumen, in ihrer Heimat Arbeit und Wohlstand 
zu finden. Der Weiterbau der A20 mit westlicher Elbquerung ist dabei für die 
wirtschaftliche Zukunftsfähigkeit von entscheidender Bedeutung." 
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Die Mehrheit der Leistungsträger des Landes lebe und wirtschafte nicht in Kiel oder 
Berlin-Mitte, sondern sei auf den Individualverkehr angewiesen und werde es in 
dieser ländlichen Struktur auch in Zukunft bleiben. 

„Schaden durch Nicht-Bau ist enorm"

Blöcker wörtlich: „Der Schaden an der Volkswirtschaft und der Umwelt, der durch 
den Nicht-Bau der A20 tagtäglich entsteht, ist enorm. Lange Staus und Umwege, mit 
dem Effekt von höheren Emissionsausstößen, bleiben für Natur und Umwelt 
desaströs."

Philipp Heidemann, Vorsitzender der Wirtschaftsjunioren Nordfriesland, fügt hinzu: 
„Statt mit dem Bau eine gute Anbindung an die überregionale Infrastruktur zu 
erreichen, welche den Unternehmen den Austausch von Waren und Gütern sowie 
auch den Besuch von Kunden und Dienstleistern erleichtern würde, verliert 
Schleswig-Holstein an Wirtschaftskraft durch ein wesentlich fehlendes 
Standortkriterium." 
Niklas Simon, Vorsitzender der Wirtschaftsjunioren Dithmarschen, ergänzt: „Als 
Wirtschaftsjunioren schauen wir sehr gerne nach vorne. Auch zukünftig wird die 
Wirtschaft auf Logistik angewiesen sein. Insbesondere der klimaschonende Verkehr 
der Zukunft benötigt kurze Wege und sinnvolle Verbindungen."    

Verein Pro Mobilität:
„Wegweiser 2025“ veröffentlicht

Der Verein Pro Mobilität – Initiative für Verkehrsinfrastruktur e.V. hat ein 15-seitiges 
Papier mit dem Titel „Wegweiser 2025" veröffentlicht, das Positionen zu einer 
leistungsfähigen Infrastruktur wiedergibt, bei der es nicht ohne Straße geht. 
Festgehalten wird: „Die Straße hat ihre herausragende Bedeutung für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland und die Versorgungssicherheit der Menschen unter 
den schwierigen Bedingungen der Jahre 2020 und 2021 einmal mehr unter Beweis 
gestellt. Zur Erfüllung der individuellen Mobilitätsbedürfnisse der Bürger und für 
funktionierende Wertschöpfungs- und Logistikketten ist eine langfristig abgesicherte 
Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur in Deutschland unverzichtbar." 
Personenverkehr und Lieferungen an die Haustür oder das Werksgelände seien nur 
über die Straße sicherzustellen. 

Qualität des Fernstraßennetzes verschlechtert

Laut „Wegweiser 2025" hat sich die Qualität des Fernstraßennetzes in den 
vergangenen Jahren ebenso wie die des untergeordneten Straßennetzes weiter 
verschlechtert. 
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Im Qualitätsranking des Weltwirtschaftsforums belegte Deutschland im Jahr 2019 nur
Platz 19; 2006 war es noch der vierte Rang.  
Wie der Verein Pro Mobilität im „Wegweiser 2025" ausführt, wurde das 
Investitionsniveau bei den Bundesverkehrswegen 2021 noch einmal leicht 
angehoben. Allerdings geht aus dem Eckwertebeschluss der Bundesregierung für den 
Haushalt 2022 und die vorläufige Finanzplanung bis 2025 hervor, dass die Ausgaben 
in den kommenden Jahren sukzessive zurückgehen sollen. 
Im „Wegweiser 2025" wird hingegen unter anderem gefordert, dass das 
Investitionsniveau verstetigt und der Finanzkreislauf Straße konsequent beibehalten 
werden müsse. In der Finanzplanung sollten dabei auch die Preissteigerungsraten für 
Bauleistungen und die starke Verteuerung bei bestimmten Baustoffen und 
Baumaterialien berücksichtigt werden.  

https://www.promobilitaet.de/fileadmin/user_upload/PDF_Allgemein/Pro_Mobilita_
_t_Wegweiser_2025.pdf

Kontakt zum Förderverein Pro A20 e.V.:
Förderverein Pro A20 e.V.
c/o Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven
Haus Schütting – Am Markt 13
28195 Bremen
Tel.: 0421/36 37 270; Fax: 0421/36 37 274; Mail: info@ pro-a20.com
Website: www.pro-a20.com

Redaktion des Newsletters: 
Olaf Orb (Förderverein Pro A20 e.V.) und Thomas Klaus (Redaktionsbüro, Brake) 

Fotos: Privat (Seite 2), Pixabay (Rest)
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